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Schwerpunkt Trennung von Staat und Kirche

Belegarzt ist gerade nicht da – Notfall wird lebensgefährlich!
Das liechtensteinische Landesspital soll auch in Zukunft als Beleg-
arztspital geführt werden. Obwohl führende Gesundheitsexperten 
davor warnen, in einem Belegarztspital eine Notfallstation zu füh-
ren. Eine solche kann nicht mit der nötigen Qualität gewährleistet 
werden – im Notfall ein lebensgefährliches Unterfangen! 

Belegärzte, die nur im Spital sind, wenn eine Behandlung geplant 
ist, können keine Notfallversorgung gewährleisten – denn ein Notfall 
ist nicht planbar. In Vaduz sind nur Assistenzärzte vor Ort, die we-
nig Erfahrung mit Notfällen haben. Eine Notfallabteilung kann aber 
nur verantwortungsvoll geführt werden, wenn erfahrene Kaderärzte 
aus allen Spezialitäten stets vor Ort sind. Wird am Belegarztspital 
festgehalten, ist genau der Notfall ein vordringlicher Bereich, bei 
welchem mit einem umfassenden Chefarztspital kooperiert werden 
muss. Hier mit staatlicher Souveränität zu argumentieren, kann 
gefährlich werden, weil gerade bei Notfällen die nötige Sicherheit 
und Qualität in einem Belegarztspital nicht gewährleistet ist.

blind geplant 

Üsers Spitol…  

… wird nicht plötzlich 52 % mehr Patienten haben. Woher auch?

… braucht Kooperation statt Konkurrenz ums «verrecka».

… braucht nicht noch mehr teure ausländische Belegärzte.

… steht am falschen Platz. Das weiss jeder. 
 Es gibt geeignetere Standorte in Liechtenstein!

     Referendumskomitee «Üsers Spitol», Bildgass 25, 9494 Schaan

Üsers Spitol scho – aber so NEIN
www.unserspital.li

«Man muss das Rad 
nicht neu erfi nden»
Vernehmlassung Der Theologe Günther Boss erklärt im Interview mit dem «Volksblatt», 
welche Mängel die Vernehmlassungsvorlage zur Trennung von Staat und Kirche aus seiner 
Sicht hat. Er kritisiert vor allem, dass der Vorschlag in seinen Konsequenzen zu radikal ist.

VON MARTIN HASLER

«Volksblatt»: «Religion bleibt ein 
Thema», postulierten Sie in einem 
Beitrag im «Monat» schon vor zwei 
Jahren. Ruft man sich die Ereignisse 
der vergangenen Monate in Erinne-
rung, muss man diese Aussage da-
hingehend präzisieren, dass Religi-
on und insbesondere die katholi-
sche Kirche in Liechtenstein vor al-
lem ein negativ behaftetes Thema 
geblieben ist. Sind das nicht schlech-
te Voraussetzungen für die Umset-
zung der Trennung von Staat und 
Kirche?
Günther Boss: Wir sind im Moment 
tatsächlich in einer sehr stark pola-
risierten Situation – zumindest was 
die katholische Kirche be-
trifft. Im Grunde genom-
men ist es die denkbar 
ungünstigste Situation, 
um eine wirklich gute 
Lösung zu finden, denn 
die katholische Kirche 
ist tief gespalten.

Sie haben den derzeit vor-
liegenden Vernehmlassungs-
vorschlag einerseits gutgeheissen, in 
anderen Punkten aber kritisiert. 
Welches sind aus Ihrer Sicht die 
Hauptprobleme?
Von der Vernehmlassung Otmar 
Haslers aus dem Jahr 2008 wird im 
Grunde nur ein kleiner Teil über-
nommen, namentlich die Idee eines 
allgemeinen Religionsgesetzes; das 
heisst, man würde von der Landes-
kirche in Artikel 37 der Verfassung 
Abschied nehmen und stattdessen 
ein allgemeines Gesetz schaffen, das 
alle Religionen im Prinzip gleich be-
handelt. Diesen Paradigmenwechsel 
begrüsse ich.
Es gibt aber auch Details, denen ge-
genüber ich kritisch eingestellt bin. 
Das betrifft einerseits den Bereich 
der Religionsfinanzierung. Ich den-
ke, dass eine Finanzierung rein 
durch Spendengelder unrealistisch 
ist. Kommt hinzu, und das ist der 
grösste Kritikpunk, dass die Ebene 
der politischen Gemeinden hier 
komplett ausgeklammert wurde. 
Seit diese Diskussion geführt wird, 
weiss man jedoch, dass es am meis-

ten Verflechtungen nicht auf Lan-
des-, sondern auf Gemeindeebene 
gibt. Was Kirchengut und -finanzie-
rung angeht, spielt sich praktisch al-
les in den Gemeinden ab – und das 
sind die heiklen Fragen, die hier 
komplett ausgeklammert wurden. 
Man kann das Verhältnis zwischen 
Kirche und Staat aber nicht regeln, 
solange man das nicht löst.

Regierungschef Klaus Tschütscher 
rechtfertigt dies ja damit, dass er 
die Gemeindeautonomie in dieser 
Hinsicht voll respektiere und der 
Staat sich nicht einmischen solle.
Ich bin zu wenig Jurist, um hier un-
seren Staatsaufbau auseinanderzu-
nehmen. Aber wie Juristen mir ge-

sagt haben, braucht es für die 
Entflechtung auf Gemeinde-

ebene schliesslich auch ei-
ne Gesetzesänderung, was 
wiederum auf Regie-
rungs- und Landtagsebe-
ne geschehen muss. Die 
Regierung kann sich hier 

also nicht einfach aus der 
Verantwortung stehlen und 

sagen: Wir klammern alles aus, 
was auf Gemeindeebene passiert. So 
einfach geht das nicht.

In einem anderen Beitrag im Maga-
zin «Fenster» des Vereins für eine 
offene Kirche kritisieren Sie, dass 
die römisch-katholische Kirche au-
tomatisch die Anerkennung als «öf-
fentlich-rechtlich anerkannte Glau-
bensgemeinschaft» erhalten soll, 
während evangelische Kirchen und 
andere Religionen diese Anerken-
nung zuerst beantragen müssen; das 
sei ein Affront.
Das habe ich im neuen Entwurf 
Tschütscher insofern stossend ge-
funden, als im Gesetzesentwurf 
Hasler vorgesehen 
war, dass nicht nur 
die römisch-katho-
lische Kirche, son-
dern auch die Evan-
gelische Kirche 
Liechtenstein und 
die evangelisch-lu-
therische Kirche von vornherein auf 
Verfassungsebene öffentlich-recht-
lich anerkannt werden. Das er-

scheint mir plausibel, denn die sind 
zum Teil seit über 100 Jahren im 
Land und haben die entsprechenden 
Mitgliederzahlen. Man kann sagen, 
sie sind staatstragende Religionen. 
Hinzu kommt, dass sie seit den 60er-
Jahren eine öffentlich-rechtliche An-
erkennung immer wieder beantragt 
haben. Deshalb verstehe ich nicht, 
warum man nicht – wie im Entwurf 
Hasler – diese evangelischen Kir-
chen von vornherein öffentlich-
rechtlich anerkennt. Ein Affront ist 
das deshalb, weil nun diese beiden 
Kirchen an die Regierung gelangen 
und alle Nachweise erbringen müss-
ten, wer sie sind, wie viele Mitglie-
der sie haben und wie lange sie im 
Land sind.

Das Erzbistum wiederum kritisiert, 
dass die römisch-katholische Kirche 
diese Anerkennung automatisch er-
halten soll. Ist das nicht wider-
sprüchlich?
Da muss ich der Regierung recht ge-
ben; durch Artikel 37 der Verfassung 
ist die römisch-katholische Kirche 
bereits öffentlich-rechtlich aner-
kannt. Das wird lediglich in einer 
anderen Formulierung neu einge-
bettet, in dieser Hinsicht ändert sich 
für die katholische Kirche nicht viel.

Das Erzbistum zeigt sich auch in an-
deren Fragen ablehnend und fordert 
statt dem Religionsgesetz weiter ein 
Konkordat. Können Sie kurz erklä-
ren, was das im Unterschied zum 
jetzigen Vorschlag bedeuten würde?
Ein Konkordat ist ein völkerrechtli-
cher Vertrag zwischen dem Heiligen 
Stuhl als Völkerrechtssubjekt und 
Liechtenstein. Diese Möglichkeit ei-
nes Staatsvertrags zum Schutz ihrer 
Interessen hat nur die katholische 
Kirche, weil sie als Einzige einen 

souveränen Staat 
hat. Es wäre also 
von vornherein 
wieder eine Son-
derregelung für die 
katholische Kirche. 
Was in einem sol-
chen Konkordat ge-

regelt werden sollte, dazu hat sich 
das Erzbistum noch nicht geäussert, 
das kann ich also nicht inhaltlich be-

urteilen. Die brisanten Themen spie-
len sich aber wie gesagt auf der Ge-
meindeebene ab; die könnte ein 
Staatsvertrag mit dem Vatikan wohl 
kaum regeln. Dem Erzbistum geht es 
offensichtlich darum, weiter einen 
Sonderstatus zu haben und als Erz-
bistum formell vom Staat anerkannt 
zu werden. Ausserdem ist es sicher 
ein Ziel, die Bedingungen des Ver-
hältnisses zwischen Kirche und Staat 
weitgehend selbst zu bestimmen.

Die dem Religionsgesetz zugrunde-
liegende Idee eines religionsneutra-

len Staats bezeichnen Sie als radikal 
und betonen in Ihrem Beitrag im 
«Monat»: «Was dies für das staatli-
che Handeln, die staatliche Gesetz-
gebung und die politischen Akteure 
bedeutet, ist meines Erachtens noch 
gar nicht hinreichend durchdacht.» 
Welche Konsequenzen wurden aus 
Ihrer Sicht unzureichend berück-
sichtigt?
Da geht es um grundlegende staats-
philosophische Fragen. Verloren ge-
gangen ist die Frage: Was hat der 
Staat seinerseits von den Religio-
nen? Was im Moment läuft, könnte 

«Die Regierung kann
sich nicht einfach aus

der Verantwortung
stehlen.»


